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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Selon Barbara Schaffner (pvl, ZH), le risque imminent d'une pénurie d'électricité plane
sur la Suisse. Un black-out électrique coûterait jusqu'à CHF 3 milliards par jour. Il est
donc impératif de prendre toutes les mesures pour souffler au loin cette menace. Dans
cette optique, la députée zurichoise a déposé une motion pour exploiter la flexibilité
du côté de la consommation électrique. Pour être précis, elle recommande la création
d'un marché de la flexibilité où les consommateurs pourraient individuellement
décider de réduire leur consommation, ou même de se déconnecter temporairement
du réseau, contre rémunération. Une meilleure utilisation de la flexibilité individuelle
de consommation renforcerait la résilience et l'indépendance énergétique de la Suisse.
Afin d'étayer son argumentation, la députée vert'libérale a notamment critiqué la
stratégie du Conseil fédéral de miser sur des centrales à gaz de réserve. 
Si le Conseil fédéral a salué la volonté stratégique d'exploiter les multiples facettes de la
flexibilité de la consommation électrique, il a néanmoins préconisé le rejet de la
motion. D'après le gouvernement, l'ensemble des mesures voulues par la motion sont
d'ores et déjà en cours de discussion au Parlement, notamment dans le cadre des
mesures liées à la Stratégie énergétique 2050, ou encore de la révision de la Loi sur
l'approvisionnement électrique (LApEl). 
A la chambre du peuple, la motion a été adoptée par 102 voix contre 84 et 2
abstentions. Afin d'être acceptée, la motion issue des rangs vert'libéraux (13 voix) a pu
compter sur le soutien des Verts (29), du PS (38), de la majorité du groupe du Centre
(19) et de quelques dissident.e.s du PLR (3). 1

MOTION
DATUM: 16.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Alternativenergien

En parallèle des motions 19.3784 et 19.3750 qui préconisent d'équiper, avec des
installations photovoltaïques, le patrimoine immobilier de la Confédération, Barbara
Schaffner (pvl, ZH) demande au Conseil fédéral de mettre à disposition des tiers
intéressés les toitures du parc immobilier qui ne seraient pas équipées par la
Confédération. D'après la députée vert'libérale, une maximisation de l'utilisation des
toitures pour y installer des panneaux solaires est indispensable pour mettre en œuvre
la Stratégie énergétique 2050 et atteindre les objectifs climatiques de la Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. D'abord, il a précisé que des mesures sur le
climat pour l'administration fédérale mettaient déjà en œuvre la volonté de la motion.
Puis, il a indiqué que si la Confédération voulait atteindre une autarcie énergétique
pour son parc immobilier, l'ensemble des toitures des bâtiments de la Confédération
serait utilisé. Il n'est donc pas nécessaire de les mettre à disposition de tiers. 
La motion a été retirée.

MOTION
DATUM: 17.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die grosse Kammer befasste sich in der Wintersession 2020 mit einem Vorstoss von
Ständerat Schmid (fdp, GR) zur Anpassung der gesetzlichen Grundlage für das E-Bike.
Die Mehrheit der vorberatenden KVF-NR hatte sich zuvor für Annahme der Motion
ausgesprochen. Wie Nationalrätin Schaffner (glp, ZH) erläuterte, unterstütze die
Kommission das Anliegen, dass Jugendliche ab 12 Jahren ein langsames E-Bike ohne
Fahrausweis benützen dürfen. Die Kommissionsmehrheit möchte damit weitergehen als
die in derselben Session überwiesene Motion Nantermod (fdp, VS; Mo. 20.3080). Diese
sieht vor, dass Kinder unter 14 Jahren langsame E-Bikes benützen dürfen, wenn sie von
einer erwachsenen Person begleitet werden. Eine starke Kommissionsminderheit,
bestehend aus SVP-, Grüne- und SP-Vertreterinnen und -Vertretern beantragte die
Ablehnung der Motion Schmid. Die verminderte Verkehrssicherheit stand dabei im
Zentrum der Überlegungen, wie Aline Trede (gp, BE) erklärte. Die Minderheit bevorzuge
die Umsetzung der Motion Nantermod. Auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga sprach
sich für die Ablehnung der Motion Schmid und für die Umsetzung der Motion
Nantermod aus. 

MOTION
DATUM: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Die grosse Kammer liess sich von der Argumentation der Kommissionsminderheit und
von Bundesrätin Sommaruga überzeugen und lehnte die Motion mit 112 zu 67 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) ab. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen, von grossen Teilen der SVP-Fraktion und von
einzelnen Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 2

National- und Ständerat befassten sich in der Sommersession 2022 mit je vier
Motionen aus den Reihen der SVP-Fraktion, die auf die steigenden Benzin- und
Heizkosten fokussierten. Die Motionen wurden in beiden Räten im Rahmen einer
ausserordentlichen Session mit dem Titel «Entlastungsmassnahmen zugunsten der
Bevölkerung und der Wirtschaft» beraten. 

Im Ständerat stellten die drei Motionäre Marco Chiesa (svp, TI), Werner Salzmann (svp,
BE) und Hansjörg Knecht (svp, AG) ihre Vorstösse vor und betonten dabei die
Schwierigkeiten, die der Wirtschaft und der autofahrenden Bevölkerung durch die
aufgrund des Ukrainekonflikts gestiegenen Energiepreise erwachsen würden. Sie wiesen
auch generell auf die hohe Teuerungsrate hin, welche insbesondere den Mittelstand
stark belaste. Folglich bewarben sie ihre Vorstösse etwa für eine Reduktion der
Mineralölsteuer oder für eine Erhöhung des Berufskostenabzugs. Die Rednerinnen und
Redner der anderen Parteien hielten indes wenig von diesen Vorschlägen. Ruedi Noser
(fdp, ZH) wies darauf hin, dass auch andere Sektoren von der Teuerung betroffen seien;
nicht nur Benzin, Diesel und Heizöl würden teurer. Der Staat könne jedoch nicht für alle
Bereiche Hilfspakete schnüren. Zudem bedeute mehr Geld für einen Sektor auch
weniger Geld für andere Bereiche, wenn man sich nicht noch mehr verschulden wolle.
Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) schloss sich dem Votum von Ruedi Noser an und
ergänzte, dass keine Massnahmen zur Entlastung der hohen Energiepreise getroffen
werden sollten, die auf Kosten des Klimas gehen würden. Vielmehr liege die Lösung
darin, sich von den fossilen Energieträgern zu verabschieden. Carlo Sommaruga (sp, GE)
und Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) betonten, dass mit den geforderten
Massnahmen schlicht die falschen Bevölkerungsgruppen entlastet würden. Gemäss
Sommaruga, seines Zeichens Präsident des Mieterinnen- und Mieterverbands Schweiz,
seien nämlich vor allem die Mieterinnen und Mieter von den steigenden Energiepreisen
betroffen; ihnen müsse mittels zielgerichteter Massnahmen geholfen werden. Gmür-
Schönenberger fügte an, dass mit den von der SVP geforderten Punkten diejenigen
Personen bestraft würden, die bereits jetzt versuchten, nachhaltig zu leben: «Genau
die Menschen, welche die Entlastung am meisten brauchen, die sozial benachteiligt und
wirtschaftlich nicht auf Rosen gebettet sind, die haben ökologisch den kleinsten
Fussabdruck.» Auch Finanzminister Ueli Maurer sprach sich gegen die Vorstösse aus:
Aus Sicht des Bundesrates sei es nicht angezeigt, bereits in dieser frühen Phase einer
möglicherweise kritischen Konjunkturentwicklung in grossem Masse Geld zu verteilen.
Es brauche zuerst eine Gesamtanalyse. Sollte der Bund aber einmal eingreifen müssen,
dann würde er zuerst auf die tieferen Einkommen fokussieren. Im Anschluss daran
wurde einzeln über die vier Motionen abgestimmt; sie wurden allesamt abgelehnt.
Nebst der SVP stimmten jeweils auch einige Mitglieder der FDP.Liberalen- sowie der
Mitte-Fraktion für Annahme der Motionen; insbesondere die Motion Knecht (22.3243)
für ein Entlastungspaket zugunsten der Bevölkerung und Wirtschaft vermochte auch
über die SVP-Fraktion hinaus zu überzeugen.

Im Nationalrat wurden die vier Motionen zusammen mit einer Motion der
FDP.Liberalen-Fraktion (Mo. 22.3249), die ebenfalls ein Entlastungspaket für
Bevölkerung und Wirtschaft forderte, sowie mit der Motion Schaffner (glp, ZH; Mo.
22.3260) zur Bekämpfung der Strommangellage beraten. In der grossen Kammer
entspann sich eine lange und intensive Debatte, in welcher nicht nur über die
Vorstösse, sondern auch über die derzeitige und zukünftige makroökonomische Lage in
der Schweiz diskutiert wurde. 
Je nach Partei wurden ganz verschiedene Rezepte zur Reaktion auf steigende
(Treibstoff- und Energie-)Preise vorgeschlagen: Während Motionär Benjamin
Giezendanner (svp, AG) die vorgeschlagene Reduktion der Mineralölsteuer und des
Mineralölsteuerzuschlags als «zielgerichtetes, effizientes und [ ...] schnell umgesetztes
Mittel» bezeichnete, kritisierte Leo Müller (mitte, LU) die Vorschläge der SVP als
«Giesskannensystem», dem gezielte Massnahmen vorzuziehen seien. Für ihn standen
vielmehr Massnahmen für den Mittelstand und für Haushalte mit kleinem Einkommen im
Fokus; etwa in Form von Prämienverbilligungen oder Tankgutscheinen für auf das Auto
angewiesene Personengruppen. Samira Marti (sp, BL) ergänzte diese Punkte um weitere
mögliche Massnahmen wie etwa tiefere Mieten, höhere Löhne oder dem von ihrer
Partei bereits vorgeschlagenen «chèque fédéral» (vgl. Mo. 22.3767). Durch diese

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Massnahmen würden grosse Teile der Bevölkerung direkt profitieren, so Marti.
Parteikollege Samuel Bendahan (sp, VD) ergänzte, dass eine Senkung der Benzinpreise
vor allem den Mineralölkonzernen wie Shell oder Esso zu Gute kommen würde. 
Die Sprechenden der Grünen und der GLP fokussierten auf die Auswirkungen der von
der SVP vorgeschlagenen Massnahmen auf das Klima: Delphine Klopfenstein Broggini
(gp, GE) betonte, dass das beste Mittel darin bestehe, auf erneuerbare und
einheimische Energien zu setzen, welche gut für das Klima seien, die Preise
stabilisierten und die Abhängigkeit vom Ausland reduzierten. Zudem müsse auch
sorgsam mit der Energie umgegangen werden, indem zum Beispiel im Winter weniger
stark geheizt werde. Beat Flach (glp, AG) monierte, dass die SVP mit ihren Vorschlägen
diejenigen Personen belohnen wolle, welche viel Benzin verbrauchten. Damit würden
indirekt über die Steuern diejenigen Personen belastet, die sich nachhaltig verhielten
und jeden Tag mit dem Fahrrad oder dem öffentlichen Verkehr zur Arbeit fahren
würden.
FDP-Vertreter Damien Cottier (fdp, NE) schliesslich wies darauf hin, dass es in jeder
freien Marktwirtschaft zu Preisfluktuationen komme. Dies bedeute nicht automatisch,
dass der Staat eingreifen müsse. Es sei jedoch die Aufgabe des Parlaments, langfristige
Strukturmassnahmen auf den Weg zu bringen – etwa in Form von Steuerreformen in
den Bereichen Mehrwertsteuer oder Individualbesteuerung –, um die
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz zu stärken. 
Bundesrat Maurer versuchte die Gemüter zu beruhigen: Die Teuerung sei in der
Schweiz nicht stark, die Wirtschaft werde diese selber bewältigen können. Es sei aber
offensichtlich, dass die Lebenshaltungskosten in der nächsten Zeit hoch bleiben
würden; auch könne es dazu kommen, dass sich die Teuerung von den Energiepreisen
auf weitere Bereiche wie etwa die Lebensmittelpreise ausdehne. Sollte sich die
Situation zuspitzen, so werde der Bund evaluieren müssen, welche Massnahmen es
brauche.
Schliesslich wurden die vier Motionen der SVP abgelehnt, sie vermochten kaum über die
SVP-Fraktion hinaus zu mobilisieren. Der Motion Schaffner stimmte der Nationalrat
gegen den Widerstand der SVP-Fraktion sowie einiger Mitglieder der FDP.Liberalen-
und der Mitte-Fraktionen zu, während die Motion der FDP.Liberalen-Fraktion zuvor
zurückgezogen worden war. 3

Eine Motion Schaffner (glp. ZH) für die Erstellung eines Aktionsplans zur Förderung
innovativer und klimaneutraler Mobilitätsangebote erfuhr im März 2023 im Nationalrat
hohen Zuspruch. Mit 142 zu 53 Stimmen wollte die grosse Kammer den Bundesrat damit
beauftragen, in Zusammenarbeit mit den Kantonen und Gemeinden einen
Massnahmenkatalog zur Förderung und stärkeren Auslastung der kollektiven
Mobilitätsangebote zu erarbeiten.
Die Motion soll helfen, neue Mobilitätsangebote in das bestehende Verkehrssystem zu
integrieren und den Verkehr insgesamt klimaneutraler zu gestalten. Einerseits soll dazu
dank technologischer Innovationen die Auslastung im öffentlichen und im motorisierten
Individualverkehr erhöht werden, andererseits soll die Schaffung von Mobility-on-
Demand-Angeboten – darunter fallen beispielsweise Rufbusse oder Sammeltaxis – dank
einem Abbau regulatorischer Hürden erleichtert werden. Solche Angebote könnten
helfen, Menschen in ländlichen Regionen ohne Privatauto eine effiziente und
kostengünstige Mobilitätsform anzubieten. Diese Massnahmen folgten der Devise
«mehr Komfort und Flexibilität bei der Verkehrsmittelwahl» oder schlicht «mehr
Intelligenz statt Beton im Verkehr», wie Schaffner resümierte.
Auch der Bundesrat unterstützte die Motion. Verkehrsminister Albert Rösti erklärte im
Rat, dass der Bundesrat bereits auf einen Abbau regulatorischer Hürden für neue
Mobilitätsangebote sowie auf die Vernetzung verschiedener Mobilitätsformen
hinarbeite, weshalb die Forderungen der Motion beim Bundesrat «offene Türen»
einrennen würden.
Nicht einverstanden mit dem Vorstoss zeigte sich hingegen die SVP-Fraktion, die
geschlossen gegen ein «Wunschkonzert mit sozialistischer Prägung» (Walter Wobmann
(svp, SO)) stimmte. Es sei unklar, wie die Motion umzusetzen sei, da sie ein «völliges
Wirrwarr» an motorisiertem Privatverkehr, öffentlichem Verkehr und Langsamverkehr
beinhalte. Die Entwicklung in Richtung klimaeffizienter Mobilität sei schon in vollem
Gange und sei richtig aufgegleist, weshalb es diese Motion nicht brauche, resümierte
Wobmann, blieb damit aber auf verlorenem Posten. Die Motion ging damit an den
Ständerat. 4

MOTION
DATUM: 08.03.2023
MARCO ACKERMANN

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Herbstsession 2023 befasste sich der Ständerat als Zweitrat mit einer Motion
Schaffner (glp, ZH) zur Erstellung eines Aktionsplans zur Förderung innovativer und
klimaneutraler Mobilitätsangebote. Nachdem die Motion sowohl vom Nationalrat als
auch vom Bundesrat noch grossen Zuspruch erhalten hatte, stellte sich die
vorberatende KVF-SR mit 7 zu 4 Stimmen ohne Enthaltung gegen die Motion. Die
Kommission liess in einem Bericht verlauten, dass sie die Anliegen der Motionärin zwar
grundsätzlich unterstütze, aber der Meinung sei, dass innovative und klimaneutrale
Mobilitätsangebote durch die Akteurinnen und Akteure des Mobilitätssektors und nicht
durch einen Aktionsplan des Bundes gefördert werden sollten. Zudem seien
verschiedene Projekte wie der Aufbau einer staatlichen Mobilitätsdateninfrastruktur
(MODI) oder die Realisierung von Verkehrsdrehscheiben bereits in Umsetzung, was die
Motion überflüssig mache. Im Rat ergänzte Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte,
GR), dass ein Aktionsplan als Instrument ebenfalls kritisch zu betrachten sei. Damit
werde eine niederschwellige Intervention präsentiert, aber die umgesetzten
Massnahmen könnten schlussendlich durchaus verbindliche Auswirkungen haben. Auch
habe ein unlängst veröffentlichter Bericht des Bundesrats gezeigt, dass bereits eine
Vielzahl an Projekten zu zukunftsfähiger Mobilität in Arbeit seien. Die
Handlungsempfehlungen jenes Berichts sind laut Engler zudem bereits als
Aktionsprogramm zu werten. 
In Unterstützung der Motion meldeten sich Olivier Français (fdp, VD) und Matthias
Michel (fdp, ZG) zu Wort. Français unterstrich die klaren Forderungen der Motion, allen
voran den Abbau administrativer Hürden und die dringend notwendige Vernetzung
innerhalb von Projekten der innovativen und klimaneutralen Mobilitätsangebote. Michel
sprach sich für das von der Motion geforderte Gesamtverkehrskonzept aus und
betonte, dass die Motion nicht nur die Ökologie, sondern auch die Effizienz der
Mobilität verbessern könnte, insbesondere in ländlichen Gebieten. In der Folge nahm
auch der Ständerat die Motion, entgegen der Empfehlung seiner Kommission, mit 22 zu
17 Stimmen bei einer Enthaltung an. Somit muss der Bundesrat nun einen
entsprechenden Aktionsplan erstellen. 5

MOTION
DATUM: 14.09.2023
LENA BALTISSER

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im Jahr 2019 reichten die Nationalrätinnen und Nationalräte Candinas (cvp, GR;
19.4443), Graf-Litscher, (sp, TG; 19.4444), Schaffner (glp, ZH; 19.4445) sowie Töngi (gp,
LU; 19.4446) je eine gleichlautende Motion zur Steigerung des Anteils des öffentlichen
Verkehrs am Gesamtverkehr ein. Sie forderten den Bundesrat auf, einen
Massnahmenplan zur Steigerung des ÖV-Anteils zu erstellen, da das CO2-Reduktionsziel
des Bundesrates von netto null bis 2050 nur so erreicht werden könne. Der Bundesrat
beantragte die Annahme der Motionen. Nachdem diese in der Sommersession 2020 von
Walter Wobmann (svp, SO) bekämpft worden waren, kamen sie ein Jahr später – in der
Sommersession 2021 – in den Nationalrat. Dort argumentierte Wobmann, dass der
öffentliche Verkehr nicht gegen andere Verkehrsträger ausgespielt werden solle.
Ausserdem werde der öffentliche Verkehr bereits stark subventioniert. Schliesslich wies
Wobmann darauf hin, dass auch der Privatverkehr immer umweltfreundlicher werde. In
der Abstimmung votierten neben der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion auch die
meisten Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion gegen die Motionen. Die Mehrheit der
grossen Kammer stellte sich aber hinter das Anliegen der Motionäre und nahm die
Vorstösse an. 6

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) BO CN, 2022, p.1280
2) AB NR, 2020, S. 2632 ff.
3) AB NR, 2022, S. 1265 ff.; AB NR, 2022, S. 1278 f.; AB SR, 2022, S. 489 ff.; AB SR, 2022, S. 495 f.
4) AB NR, 2023, S. 292 f.
5) AB NR, 2023, S. 756-759; Bericht KVF-SR vom 21.8.23
6) AB NR, 2021, S. 1420 ff.
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